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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— N. 27.— 


r. 5092.0) Tarif, nach welchem das Bruͤcken⸗ und Dammgeld auf dem Oder- und Reglitz⸗ 
Uebergange zwiſchen Greifenhagen und Meſcherin, im Regierungsbezirk 
Stettin, zu erheben iſt. Vom 14. Juni 1859. 


E. wird entrichtet: 


A. Vom Fuhrwerk, einſchließlich der Schlitten: 
J. zum Fortſchaffen von Perſonen, als Extrapoſten, 
N e Kabriolets u. ſ. w., fuͤr jedes a 
IZ m 2 Sgr. 6 Pf. 


II. zum Fortſchaffen von Laſten: 


1) von beladenem, d. h. von ſolchem, worauf ſich, 
außer deſſen Zubehör und außer dem Futter fuͤr 
hoͤchſtens drei Tage, an anderen Gegenftänden 
nen als zwei Zentner befinden, für jedes Zug⸗ b 
ersuche den. «AIR. n 2 ͤů „ — = 


B. von unangeſpannten Thieren: 


I. von jedem Pferde, Maulthier oder Mauleſel mit 
oder ohne Reiter oder Laſt, und von einem 


Stuck Rudoſey r e e A 
II. von jedem Fohlen oder Eſel l „„ 
III. von jedem Kalbe, Schaafe, Lamm, Schweine oder 
jeder Ziege 7 ee 2 eg. 1 
C. Von jedem Fußgänger »-::22r22.0... Re HERR „ 
Jahrgang 1850. (ir. 5092) 48 Be⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 22. Juli 1859, 


— W 


Befreiungen. 


Bruͤcken⸗ und Dammgeld wird nicht erhoben: 


1) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Koͤniglichen 
Hauſes oder den Königlichen Geſtuͤten angehören; 


2) von Armeefuhrwerken und von Fuhrwerken und Thieren, welche Mili⸗ 
tair auf dem Marſche bei ſich führt; von Pferden, welche von Offizie⸗ 
ren oder in deren Kategorie ſtehenden Militairbeamten im Dienſt und in 
Dienſtuniform geritten werden; imgleichen von den unangeſpannten etats⸗ 
mäßigen Dienſtpferden der Offiziere, wenn dieſelben zu dienſtlichen Zwecken 
die Offiziere begleiten oder beſonders geführt werden, jedoch in letzterem 
Falle nur, ſofern die Fuͤhrer ſich durch die von der Regierung ausge⸗ 
ſtellte Marſchroute, oder durch die von der oberen Militairbehoͤrde er⸗ 
theilte Order ausweifen; 


3) von Fuhrwerken und Thieren, deren mit Freikarten verſehene öffent: 
liche Beamte auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchaͤftsbezirke, oder Pfar⸗ 
rer bei Amtsverrichtungen innerhalb ihrer Parochie ſich bedienen; 


von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell-, Kariol⸗ und Reitpoſten 
nebſt Beiwagen; imgleichen von oͤffentlichen Kurieren und Eſtafetten 
und von allen, von Poſtbefoͤrderungen leer zuruͤckkehrenden Wagen und 
Pferden; 


5) von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte fuͤr unmittelbare 
Rechnung des Staats geſchehen, auf Vorzeigung von Freipaͤſſen; von 
Vorſpannfuhren auf der Hin- und Ruͤckreiſe, wenn fie ſich als ſolche 
durch die Beſcheinigung der Ortsbehoͤrde, imgleichen von Lieferungsfuh— 
ren, ebenfalls auf der Hin- und Ruͤckreiſe, wenn fie ſich als ſolche durch 
den Fuhrbefehl ausweiſen; 


6) von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis⸗ und Gemeinde-Huͤlfsfuhren, von Armen⸗ 
und Arreſtantenfuhren; 
7) von Kirchen- und Leichenfuhren innerhalb der Parochie; 


8) von Fuhrwerken, die Chauſſeebau-Materialien anfahren, ſofern nicht durch 
die Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und der Fi— 
nanzen Ausnahmen angeordnet werden. 


4 


— 


Zu ſätzliche Vorſchriften. 


1) Die vorſtehenden Abgabenſaͤtze und Befreiungen kommen auch dann in 
Anwendung, wenn bei einer Hemmung des Verkehrs uͤber die 1 
| ezie⸗ 


— 359 — 
beziehungsweiſe den Damm, derſelbe mittelft einer Fähre unterhalten 
wird. 


2) Jeder muß bei der unweit der Oderbruͤcke eingerichteten Hebeſtelle an⸗ 
halten, auch wenn er nicht verpflichtet iſt, die Abgabe zu entrichten. 
Nur hinſichtlich der Poſtillone, welche Preußiſche Poſtfuhrwerke oder 
r findet, wenn ſie zuvor in das Horn ſtoßen, eine Aus⸗ 
nahme ſtatt. 


3) Zu der fuͤr den Betrag der Abgabe maaßgebenden Beſpannung eines 

Fuhrwerks werden ſowohl die zur Zeit der Beruͤhrung der Mebeftelle 
angeſpannten, wie auch alle diejenigen Thiere gerechnet, welche, ohne 
8 eine andere Beſtimmung zu haben, bei dem Fuhrwerk be⸗ 
U . 


4) Jeder hat eine Quittung uͤber die von ihm gezahlte Abgabe zu fordern 
und ſolche den durch Amtsſchild oder Uniform erkennbaren Kontrol- oder 
Polizeibeamten auf Verlangen vorzuzeigen. 


5 Fuhrwerke, welche ſich auf der Bruͤcke begegnen, muͤſſen ſich nach der 
rechten Seite hin halb ausweichen. 


6) Auf den Brücen darf mit Fuhrwerken und Thieren nicht angehalten 
und uͤber dieſelben nur im Schritt gefahren oder geritten werden. 


7) Ueber die Bruͤcken darf mit hintereinander angehaͤngten Wagen nicht 
gefahren werden. 


Die Reviſion dieſes Tarifs zunaͤchſt nach drei und dann von zehn zu 
zehn Jahren wird vorbehalten. 


Gegeben Berlin, den 14. Juni 1859. 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


(Nr. 50925094.) 48 * (Nr. 5093.) 
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(Nr. 5093.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. Juli 1859., betreffend die Verleihung des Ex— 
propriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die 
Unterhaltung der Seitens der Stadt Joachimsthal auszubauenden Chauſſee 
von Neuftadt- Eberswalde im Kreiſe Ober-Barnim, nach Joachimsthal 
im Kreiſe Angermuͤnde, des Regierungsbezirks Potsdam. 


Masten Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Neuſtadt⸗Eberswalde im Kreiſe Ober-Barnim, nach Joachims⸗ 
thal im Kreiſe Angermünde, des Regierungsbezirks Potsdam, von Seiten der 
Stadt Joachimsthal genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expro⸗ 
priationsrecht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtüͤcke, imgleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗- und Unterhaltungs- Materialien, nach 
Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe 
Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich der Stadt Joa⸗ 
chimsthal gegen Uebernahme der Fünftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmun⸗ 
gen des für die Staats ⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs, 
einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen tiber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Borſchriften, wie dieſe 
Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewendet werden, hier⸗ 
durch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 1. Juli 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 5094.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. Juli 1859., betreffend die Verleihung der fis. 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde— 
Chauſſee von Muͤhlhauſen uͤber Windeberg bis zur Landesgrenze gegen 
Gr. Keula. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Kreiſe Muͤhlhauſen, des Regierungsbezirks Erfurt, von Muͤhlhauſen Ws 
in⸗ 
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Windeberg bis zur Landesgrenze gegen Gr. Keula Seitens der Gemeinden 
Muͤhlhauſen und Windeberg genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das 
xpropriationsrecht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Mate⸗ 
rialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Borfchrif- 
ten, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den 
Gemeinden Muͤhlhauſen und Windeberg gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gelten⸗ 
den Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zu— 
ſatzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauf- 
ſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwaͤrtige i die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ge Erlaß iſt durch ſetz 


Berlin, den 1. Juli 1839. 
Im Namen Sr. Majeftät des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 5095.) Bekanntmachung über die unterm 1. Juli 1859, erfolgte Beſtaͤtigung des Sta⸗ 
tuts der zum Bau einer Chauſſee von Perleberg nach Pritzwalk zuſam⸗ 
mengetretenen Aktiengeſellſchaft. Vom 12. Juli 1859. 


S. Koͤnigliche Hoheit der Prinz⸗Regent haben, im Namen Sr. Majeſtaͤt 
des Königs, mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 1. d. M. geruht, das Statut 
der zum Bau einer Chauſſee von Perleberg nach Pritzwalk zuſammengetretenen 
Aktiengeſellſchaft d. d. Perleberg den 22. September 1858. zu beſtaͤtigen, was 
hierdurch nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften 
vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht 

(Nr. 50945096.) wird, 


u 


wird, daß das Statut durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Potsdam publizirt werden wird. 


Berlin, den 12. Juli 1859. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 5096.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤrung vom 7. Juli 1859., betreffend die 
Uebereinkunft zwiſchen Preußen und Bayern zur gegenſeitigen Verhuͤtung 
und Beſtrafung der Forſt⸗, Jagd⸗, Feld- und Fiſcherei-Frevel in den Grenz— 
gebieten. Vom 13. Juli 1859. 


Naben die Koͤniglich Preußiſche und die Königlich Bayeriſche Regierun 

uͤbereingekommen find, wirkſamere Maaßregeln zur Berbätunn 2 Beſtrafung 
der Forſt⸗, Jagd⸗, Feld⸗ und Fiſcherei⸗Frevel in den Grenzgebieten gegenſeitig 
zu treffen, ſind zwiſchen beiden Regierungen, unter gleichzeitiger Aufhebung der 
Uebereinkunft vom 6 A510 1822., die nachſtehenden Beſtimmungen verabredet 


worden: 


Artikel J. 


Es verpflichten ſich beide kontrahirenden Regierungen, die Forſt⸗, Jagd⸗, 
Feld⸗ und Fiſcherei⸗Frevel, welche ihre Unterthanen in dem Gebiete der ande⸗ 
ren Regierung veruͤben ſollten, ſobald fie davon Kenntniß erhalten, nach denſel— 
ben Geſetzen zu unterſuchen und zu beſtrafen, nach welchen ſie unterſucht und 
beſtraft werden wuͤrden, wenn ſie im Inlande begangen worden waͤren. 


Artikel II. 


Die betreffenden Forſt⸗ und Polizei-Beamten ſollen befugt ſein, zum 
Zwecke der Ermittelung oder Ueberfuͤhrung des Thaͤters, ſowie zur Ermitte⸗ 
lung der entwendeten Gegenſtaͤnde Hausſuchungen auch im Gebiete des ande- 
ren Staates zu veranlaſſen. Dieſelben haben ſich zu dieſem Behufe an den 
Ortsvorſtand der betreffenden auslaͤndiſchen Gemeinde zu wenden, welcher in 
ihrer Gegenwart zur Vornahme der Hausſuchung zu ſchreiten hat. 


Artikel III. | 
Ueber die vorgenommene Hausſuchung und deren Ergebniß iſt von dem 
PT. Orts⸗ 
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Ortsvorſtande ein Protokoll in zwei gleichlautenden Exemplaren aufzunehmen 
und eines davon dem requirirenden Beamten auszuhaͤndigen, das andere aber 
unverzuͤglich der vorgeſetzten Behoͤrde einzureichen. 


Artikel IV. 


Die Forſt⸗ und Polizei-Beamten bleiben befugt, den auf dem Gebiete 
ihres Staates betroffenen Frevler zu verhaften und zur Feſtſtellung ſeiner Per⸗ 
ſon an die naͤchſtbelegene Ortsbehoͤrde abzuliefern. . 


Dieſelben ſind aber auch berechtigt, die Spur der Frevler in das Gebiet 
des anderen Staates zu verfolgen und letztere auf dem fremden Gebiete zu 
verhaften, mit der Verbindlichkeit jedoch, die Verhafteten unverzuͤglich der naͤch⸗ 
ſten Polizei- oder Juſtiz⸗Behoͤrde deſſelben Gebietes zuzufuͤhren, damit von die⸗ 
ſer der Name und Wohnort der Verhafteten ausgemittelt werden kann. 


Artikel V. 


Fuͤr die Konſtatirung eines der im Artikel I. bezeichneten Frevel, welcher 
von einem Angehörigen des einen Staates in dem Gebiete des anderen Staa⸗ 
tes begangen worden, ſoll den Protokollen und Abſchaͤtzungen, welche von den 
kompetenten Forſte, Polizei⸗ und ſonſtigen zufländigen Beamten des Ortes des 
begangenen Frevels aufgenommen ſind, derſelbe Glaube von der zur Aburthei⸗ 
lung zufiändigen Behörde beigemeſſen werden, welchen die Gefege den Proto- 
kollen und Abſchaͤtzungen der inlaͤndiſchen Beamten beilegen. 


Artikel VI. 


Den unterſuchenden und beſtrafenden Behoͤrden beider Staaten wird zur 
Pflicht gemacht, die Unterſuchung und Beſtrafung der zu ihrer Kenntniß ge⸗ 
brachten Frevel ſo ſchleunig vorzunehmen, als es nach den Geſetzen des be— 
treffenden Staates nur immer möglich iſt. Der requirirenden Behörde ſoll das 
Ergebniß der Unterſuchung mitgetheilt und von der Vollſtreckung der erkannten 
Strafe Kenntniß gegeben werden. 


Artikel VII. 


Die Vollziehung der Straferkenntniſſe, ſowie die Beitreibung der den 
Wald⸗, Jagd⸗, Flur⸗ und Fiſcherei⸗Eigenthuͤmern zuerkannten Entſchaͤdigungs⸗ 
gelder geſchieht nach den Geſetzen des Landes, in welchem das Erkenntniß ge⸗ 
faͤllt worden iſt. 


Der Betrag der Strafe, ſowie der Gerichtskoſten verbleibt demjenigen 
Staate, deſſen Behörde die Strafe erkannt hat. Dagegen wird der Betrag 
des Schadenserſatzes und der Pfandgebuͤhren an die betreffende Kaffe des jeni⸗ 
gen Staates abgefuͤhrt, in welchem der Frevel verübt worden iſt. 


(Nr. 5096.) Ar: 


Te 


Artikel VIII. 


a Gegenwaͤrtige Miniſterial-Erklaͤrung foll, nachdem fie gegen eine uͤber— 
einſtimmende Erklaͤrung des Koͤniglich Bayeriſchen Miniſteriums ausgewechſelt 
worden, oͤffentlich bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 7. Juli 1859. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
(JL. S.) v. Schleinitz. 


Vorabend. Miniſterial⸗ Erklarung wird, nachdem fie gegen eine uͤberein⸗ 
ſtimmende Erklaͤrung des Königlich) Baperifihen Minifteriunns" der auswärtiaen 
Angelegenheiten vom 1. d. M. ausgewechſelt worden, hierdurch zur öffentlichen 
Renntniß gebracht. £ 


Berlin, den 13. Juli 1859. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schleinitz. 


Nedigivt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


